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Er säuft, sie hat längst „einen Neu-

en“, die Kinder gucken zu Hause 

Pay-TV und ernähren sich von Fast-

food – wenn man die Boulevard-Me-

dien verfolgt, kann man den Eindruck 

gewinnen, Familienleben in Deutsch-

land spielt sich vor allem im gesell-

schaftszersetzenden Chaos ab. Dass 

das nicht der Realität entspricht, weiß 

jeder, der selbst eine bessere Kind-

heit erlebt hat. Auch wenn man sich 

mit Freunden, Kommilitonen und Ar-

beitskollegen unterhält, erfährt man 

zumeist, dass Familienleben, bei allen 

Problemen im Einzelnen, noch funkti-

onieren kann. 

Allerdings – und dies ist auch Realität 

im Jahre 2010 – ist der Klassiker „Va-

ter, Mutter, zwei Kinder“, der vielleicht 

1970 noch die Normalität gewesen 

sein mag, gerade in Großstädten nicht 

mehr der Regelfall. Kinder wachsen 

bei nur einem Elternteil auf, weil sich 

die Eltern getrennt haben, Paare le-

ben ohne Trauschein zusammen oder 

Menschen entscheiden sich, ganz be-

wusst als Single zu leben – ganz zu 

schweigen von der veränderten Er-

werbsstruktur in Familien, die in aller 

Regel dazu führt, dass beide Partner 

das berechtigte Interesse haben, einer 

Erwerbsarbeit nachzugehen. Und Fa-

milie ist nicht nur heile Welt: Partner 

trennen sich, ein neuer Lebenspart-

ner oder eine neue Lebenspartnerin 

kommt in die Familie, Kinder ent-

scheiden sich für einen anderen Le-

bensweg, als für den, den die Eltern 

geplant hatten, Arbeitslosigkeit eines 

Partners oder beider Elternteile belas-

tet das Familienleben – die Reihe ließe 

sich relativ beliebig fortsetzen. 

Der Gesetzgeber kann diesen Prozess 

nur begleiten und sollte auch nicht 

mehr tun. Die Politik hat sich aus 

der Lebensentscheidung eines jeden 

Einzelnen herauszuhalten und sollte 

auch nicht versuchen, über ökonomi-

sche Anreize das eine oder das andere 

Partnerschafts- oder Familienbild zu 

begünstigen, soweit es sich nicht um 

die Förderung von Kindern handelt, die 

einer besonderen Hilfe der Gemein-

schaft bedürfen. Deswegen müssen 

all die Sonderregeln abgeschafft oder 

zumindest zur Disposition der Partner 

gestellt werden, die ein bestimmtes 

Familienmodell bevorzugen. 

Daher muss beispielsweise das Ehe-

gattensplitting endlich abgeschafft 

werden, da es zwar nicht rechtlich, 

aber faktisch ein bestimmtes Er-

werbsmodell begünstigt. Bei der Erb-

schaftsteuer sollten zumindest die 

Sätze nicht abhängig vom Verwandt-

schaftsverhältnis des Erben zum Erb-

Die Verantwortungsgemeinschaft, 

die seit der Neuschreibung des 

JuLi-Grundsatzprogramms das Fami-

lienbild der JuLis bereichert, ist nicht 

etwa eine von den JuLis neu erfun-

dene Kategorie. Nein, sie wird bereits 

vom Staat in ähnlicher Form immer 

dann herangezogen, wenn es darum 

geht, dem Bürger staatliche Hilfsleis-

tungen vorzuenthalten. Zu der so ge-

nannten „Bedarfsgemeinschaft“ eines 

erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen ge-

hören nämlich laut Sozialgesetzbuch 

II nicht nur Ehegatte, Lebenspartner, 

Kinder und Eltern, sondern auch der 

Verantwortungspartner. Also „eine 

Person, die mit dem erwerbsfähigen 

Hilfebedürftigen in einem gemeinsa-

men Haushalt so zusammenlebt, dass 

nach verständiger Würdigung der 

wechselseitige Wille anzunehmen ist, 

Verantwortung füreinander zu tragen 

und füreinander einzustehen“ (§ 7 

Abs. 3 Nr. 3 lit. c SGB II). Festgeschrie-

ben ist auch, wann dies regelmäßig 

anzunehmen ist: Wenn die Partner 1. 

länger als ein Jahr zusammenleben, 2. 

mit einem gemeinsamen Kind zusam-

menleben, 3. Kinder oder Angehörige 

im Haushalt versorgen oder 4. befugt 

sind, über Einkommen oder Vermö-

gen des Anderen zu verfügen. 

Die Verantwortungsgemeinschaft der 

JuLis unterscheidet sich aber insofern 

von dem bisher gebräuchlichen Ver-

ständnis, als dass es uns JuLis um ein 

Positivbekenntnis zu einer Verantwor-

tungsgemeinschaft geht. Außerdem 

sollen die Auswirkungen einer Verant-

wortungsgemeinschaft nicht allein 

auf das Sozialgesetzbuch reduziert 

sein. Mit welchem Recht nimmt sich 

der Staat bisher heraus, in ein paar 

Paragraphen zu definieren, ob davon 

auszugehen ist, dass Menschen sich 

dafür entschieden haben, Verantwor-

tung füreinander zu tragen? Ob dies 

tatsächlich so ist, können nur die be-

teiligten Personen selbst für sich be-

urteilen. Wenn wir der immer größer 

werdenden Pluralität von Formen der 

Verantwortungsübernahme von Men-

schen füreinander Rechnung tragen 

wollen, um diesen Menschen Rech-

ten wie Pflichten einzuräumen, muss 

Rechtssicherheit darüber herrschen, 

ob es sich um eine Verantwortungs-

gemeinschaft handelt oder nicht. Die 

formale Eintragung der Verantwor-

tungsgemeinschaft scheint hier ein 

gangbarer Weg zu sein und würde so 

zur Etablierung eines eigenen Rechts-

instituts führen. Als staatliche Stelle 

der Eintragung wäre das Standesamt 

denkbar. Hier werden bereits auch 

Eingetragene Lebenspartnerschaften 

formal geschlossen, die allerdings 

als Hilfskonstrukt der Ehe hoffentlich 

bald der Vergangenheit angehören; 

eine vollständige Gleichstellung mit 

der verschiedengeschlechtlichen Ehe 

ist mehr als überfällig.

Besondere Voraussetzungen, eine Ver-

antwortungsgesellschaft schließen zu 

dürfen, sollten nicht existieren. Man 

sollte den Verantwortungspartnern 

lediglich das Gleiche abverlangen, 

das von Ehewilligen erwartet wird: 

das Bekenntnis zur Dauerhaftigkeit 

der Verantwortungsübernahme. Sol-

len Verantwortungsgemeinschaften 

wieder gelöst werden können? Eine 

aufgeklärte Gesellschaft muss dies 

bejahen, schließlich können Ehen 

ja auch wieder geschieden werden. 

Spannend wird es sein zu klären, wel-

che Pflichten bei den Verantwortungs-

partnern verbleiben sollen, wenn die 

Verantwortungsgemeinschaft formal 

wieder aufgelöst wird. Analogien zur 

Ehescheidung sind hier durchaus er-

wägenswert und denkbar.

Wer darf eine Verantwortungsgemein-

schaft eingehen? Volljährigkeit müss-

te hier vermutlich Voraussetzung sein. 

Eine Eingrenzung auf Personen, die in 

Deutschland rechtmäßig leben, sollte 

allein schon der Praktikabilität wegen 

vorgenommen werden, schließlich 

würde das neue Konstrukt der Ver-

antwortungsgemeinschaft zunächst 

nicht in besonders vielen Ländern 

existieren. Eine Nachzugsregelung 

in die Verantwortungsgemeinschaft, 

ähnlich dem Familiennachzug, wäre 

wohl nur schwer kontrollierbar.

Wie viele Verantwortungspartner dür-

fen es sein? Löst sich die Verantwor-

tungsgemeinschaft vom Korsett der 

herkömmlichen Liebespartnerschaft, 

wird es sich schwer argumentieren 

lassen, warum ihr nur zwei Perso-

nen angehören sollten. Drei Senioren, 

die in keinerlei partnerschaftlichem 

oder sexuellem Verhältnis zueinan-

derstehen, beschließen, gemeinsam 

füreinander bis an ihr Lebensende 

Verantwortung zu übernehmen. Nun 

aber nur zwei Personen von Ihnen 

das Recht zur Formalisierung dieser 

Verantwortungsgemeinschaft einzu-

räumen, nicht aber allen Dreien, ist 

schwer zu rechtfertigen.

Die konkrete formal-rechtliche Ausge-

staltung der Verantwortungsgemein-

schaft wird auf dem kommenden 

Bundeskongress sicherlich viele Fra-

gen aufwerfen. Aber war die Eingetra-

gene Lebenspartnerschaft vor dreißig 

Jahren nicht auch noch undenkbar 

und ist heute Realität? Könnte die 

Verantwortungsgemeinschaft nicht 

einen ähnlichen, vielleicht sogar noch 

erfolgreicheren Weg gehen?
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Bin ich eine Verantwortungsgemeinschaft  
und wenn ja, wie viele?
Voraussetzungen, Umfang und Grenzen für das mögliche rechtliche Konstrukt der 

„Verantwortungsgemeinschaft“							       > Jan Krawitz

Partnerschaft und Familie –  
zwischen Liebe und Finanzen
Verschiedene Partnerschafts- und Familienmodelle und deren finanzielle Auswirkungen

> Patrick Arora



Thema

 jung & liberal Ausgabe 1|2010

Thema

In den Köpfen deutscher Politiker lebt 

ein Familienbild aus den Gründer-

jahren der Bundesrepublik fort. Und 

auch unsere Seniorenorganisation 

vertritt in weiten Teilen ein überhol-

tes Konzept von Familie. Wie bereits 

früher bei anderen Themen wollen 

wir JuLis mit neuen Ideen die FDP in 

diesem Bereich vor uns her treiben. 

Daher führen wir seit dem vergange-

nen Jahr eine Debatte um den Begriff 

der Familie, die beim kommenden 

Bundeskongress in einen Leitantrag 

gipfeln wird. 

Im vergangenen Jahr haben wir be-

gonnen, unseren Familienbegriff zu 

revolutionieren. Nunmehr sprechen 

wir bei all denjenigen Lebensgemein-

schaften von „Familie“, wo Menschen 

dauerhaft Verantwortung füreinander 

übernehmen. In diesem Artikel möch-

ten wir einige daraus möglicherweise 

entstehende Konflikte vorzeichnen. 

Sollten wir zur Unterstützung von sol-

chen Verantwortungsgemeinschaften 

vom jungliberalen Grundsatz der In-

dividualbesteuerung abweichen? Wie 

muss aus unserer Sicht mit Bedarfsge-

meinschaften verfahren werden, wenn 

deren Mitglieder finanzieller Hilfe 

bedürfen? Und was änderte sich hier 

durch die Umsetzung unseres neuen 

Familienbildes in geltendes Recht? 

Welche nicht-finanziellen Leistun-

gen müssen die Mitglieder einer Ver-

antwortungsgemeinschaft einander 

leisten? Welchen rechtlichen Rahmen 

brauchen die Gemeinschaften dazu? 

Im Steuerrecht bestehen wir JuLis auf 

konsequenter Individualbesteuerung; 

ob Menschen gemeinsam oder allein 

In guten wie in schlechten Zeiten.
Individuum. Gemeinschaft. Verantwortung.

> Eva Scharbatke & Johannes Wolf

lasser sein. Menschen, die aus wohl-

erwogenen Gründen alleine leben, 

dürfen nicht ständig finanziell für Paa-

re herangezogen werden. Die kosten-

freie Mitversicherung für Ehepartner 

(nicht für Kinder!) in der gesetzlichen 

Krankenversicherung muss beispiels-

weise umgehend gestrichen werden, 

weil nicht einzusehen ist, warum ein 

Single für ein Ehepaar mitbezahlt.  

Beim gegenseitigen Unterhalt, der 

sich – im weiteren Sinne - im Famili-

enunterhalt, im Trennungsunterhalt, 

im Zugewinnausgleich nach einer 

Trennung und letztlich auch im Pflicht-

teilsrecht nach dem Tod zeigt, hat die 

Politik die Entscheidung getroffen, die 

Partner, die sich zueinander beken-

nen, wechselseitig in die Pflicht zu 

nehmen. Gleichzeitig unterstützt der 

Staat – und damit letztlich wir alle –  

die Ausübung dieser Pflichten da-

durch, dass er Unterhaltsleistungen 

leistungsmindernd anerkennt und da-

mit steuerlich berücksichtigt. Der Ge-

danke zur Pflicht zur Unterstützung 

in einer Bedarfsgemeinschaft beim 

Arbeitslosengeld II ist kein anderer.  

Eine Gesellschaft unterstellt also die 

ökonomische Versorgung der wech-

selseitigen Pflicht von Menschen, die 

sich zumindest zeitweilig zueinander 

bekennen. Mit anderen Worten: Nicht 

die Gemeinschaft als Ganze ist ver-

antwortlich, sondern nur diejenigen, 

die sich kennen und sich zueinander 

bekennen oder zumindest zueinan-

der bekannt haben. Die Gesellschaft 

erkennt dies an und befreit den ein-

zelnen entsprechend von der Steuer-

pflicht. Insofern wird hier das liberale 

Prinzip der Subsidiarität praktisch 

erlebbar. Angesichts der vielfältigen 

Partnerschafts- und Familienbilder 

wird es daher Zeit, diesen Gedanken 

endlich vollständig auf alle verfestig-

ten Partnerschaften zu übertragen. 

Und er sollte bessere Möglichkeiten 

bieten, sich von diesem Modell wie-

der zu lösen. Wenig ist für ewig im Le-

ben – Partnerschaften wohl am aller-

wenigsten. Wenn die Nähe zwischen 

Erwachsenen, die Leitgedanke für die 

Unterhaltspflichten sind, nicht mehr 

vorhanden ist, muss es eine einfache 

und dauerhafte Möglichkeit geben, 

auch ökonomisch neu beginnen zu 

können ohne ein Leben lang – zumin-

dest im Rahmen einer monatlichen 

Überweisung – an eine alte Partner-

schaft erinnert zu werden. Auch dies 

widerspricht nicht dem Gedanken der 

Subsidiarität: Wo eine kleine Einheit 

eben nicht mehr vorhanden ist, kann 

die höhere Einheit auch nicht mehr 

auf sie vertrauen. 

Die Frage, in welcher Form Partner 

auch finanziell füreinander Verant-

wortung übernehmen müssen, gehört 

sicher zu den emotionalsten Fragen 

im Bereich der von Politik und Recht 

erfassbaren Fragen des menschlichen 

Zusammenlebens. Nicht von unge-

fähr wird hierbei regelmäßig vor Ge-

richt die sprichwörtliche „schmutzige 

Wäsche“ gewaschen. Dennoch: Es ist 

der Schweiß der Edlen wert, dieses 

Feld weiter zu modernisieren und den 

Erfordernissen der Zeit anzupassen. 
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leben soll keinen Einfluss auf ihre 

Steuerlast haben. Deswegen spre-

chen wir uns gegen die steuerliche 

Bevorzugung der Ehe durch das Ehe-

gattensplitting aus. Aktuell bestraft 

der Staat nämlich einerseits durch ge-

ringere Zahlungen an Bedarfsgemein-

schaften das Zusammenleben von 

Bedürftigen, belohnt jedoch ande-

rerseits durch das Ehegattensplitting 

das Zusammenleben von gut verdie-

nenden Menschen mit schlecht ver-

dienenden Menschen: typischerweise 

die Hausfrauenehe. Wir finden das 

falsch. Wir lehnen es schon deswegen 

ab, weil es nicht Aufgabe des liberalen 

Staates ist, bestimmte legale Formen 

des Zusammenlebens für besser oder 

schlechter als andere zu erklären. Die 

steuerliche Besserstellung von Men-

schen, die Verantwortung für Kinder 

übernehmen, wurde hingegen meist 

von der Mehrheit der Jungen Libera-

len als richtig angesehen. 

Setzen wir unser Credo von der Ab-

schaffung des Ehegattensplittings 

fort, dürfen wir auch den neuen Ver-

antwortungsgemeinschaften keine 

steuerlichen Begünstigungen zugute-

kommen lassen. Wollen wir nun, dass 

Menschen in Notsituationen auch 

finanziell füreinander Verantwortung 

übernehmen, folgt daraus, dass nur 

diejenigen Bürger in solchen Bedarfs-

situationen den vollen Bürgergeldsatz 

(oder aktuell den ALG-II-Höchstsatz) 

erhalten, die nicht durch Partner 

innerhalb ihrer Verantwortungsge-

meinschaften unterstützt werden 

können. Hier kann man einwenden, 

dass folglich eine Verantwortungsge-

meinschaft für die Beteiligten nach 

unserem Bilde potentielle finanziel-

le Nachteile (im Fall der finanziellen 

Bedürftigkeit) und durch Wegfall des 

Ehegattensplittings keine finanziel-

len Vorteile (im Nettozahlerfall) ha-

ben würde.

In der liberalen Bürgergesellschaft 

greifen private Fürsorge und indivi-

duelle, freiwillig übernommene Ver-

antwortung subsidiär vor staatlicher 

Hilfe in Form von Sozialtransfers, wo 

immer dies möglich ist. Das Füreinan-

dereinstehen ist der Normalfall und 

die staatliche Hilfe sollte die Ausnah-

me in Fällen echter Bedürftigkeit sein. 

Deswegen muss der Staat auch die 

Bereitschaft zur Übernahme von Ver-

antwortung nicht belohnen, sondern 

sollte vielmehr Möglichkeiten zur An-

erkennung des Mehraufwands, der 

durch solche privat geleistete Hilfe 

wirklich entstanden ist, schaffen. Be-

nötigen beide Verantwortungspartner 

in gleichem Maße volle staatliche Un-

terstützung zur Sicherung ihrer Exis-

tenz, müssen wir uns als JuLis fragen, 

ob wir die Förderung beider mit den 

jeweiligen Höchstsätzen anstreben, 

oder am Konzept der „Bedarfsgemein-

schaft“ aus dem Hartz-IV-Regelwerk 

festhalten möchten. In letzteren Fall 

wäre die Höhe des Bürgergelds eines 

Menschen abhängig von seinen Wohn- 

und Lebensumständen, was zwar eine 

gewisse Lebensrealität widerspiegelt, 

dem Kern des Bürgergeldgedankens 

jedoch nicht entspricht. Denn warum 

sollten Verantwortungsgemeinschaf-

ten im Bedarfsfall schlechter gestellt 

werden als „unabhängige Individu-

en“? Des Rätsels Lösung bleibt wohl 

bis zur Debatte am Bundeskongress 

verborgen. Denn liberale Argumente 

gibt es für beide Positionen und sie 

wollen wohl überlegt sein.

Dieselbe Frage stellt sich übrigens bei 

der Versorgung von Kindern und wur-

de bisher von den JuLis (auf dem Bun-

deskongress in Jena) so beantwortet, 

dass Kinder einen deutlich niedrige-

ren Bürgergeldanspruch haben als 

Erwachsene, wenn sie im elterlichen 

Haushalt leben. Die Rolle von Fami-

lien erschöpft sich jedoch nicht in 

finanziellen Hilfen füreinander und 

der Versorgung von Kindern, sondern 

die Mitglieder einer Familie sorgen 

alte Menschen, Kranke und andere 

Hilfsbedürftige. Bisher wird familiäre 

Pflege in Deutschland fast ausschließ-

lich von Müttern für ihre Kindern und 

Töchtern für ihre Eltern und Schwie-

gereltern geleistet. Da jedoch klassi-

sche Familienstrukturen zunehmend 

seltener werden und Frauen zudem 

vermehrt berufstätig sind, suchen vie-

le Menschen nach Alternativen. Auch 

Verantwortungsgemeinschaften in 

unserem Sinne können für Kinder 

sorgen oder sich um die Pflege alter 

Menschen kümmern. Der Staat muss 

das anerkennen und auch nicht Bluts-

verwandten die beruflichen und steu-

errechtlichen Möglichkeiten schaffen, 

füreinander zu sorgen. Dazu gehört 

konsequenterweise auch die Möglich-

keit, über sein Erbe frei zu verfügen, 

ohne einen an Blutsverwandtschaft 

gebundenen Pflichtteil.

Zusammenfassend lässt sich sagen: 

Je stärker wir die gesetzlichen Zwän-

ge um Blutsverwandtschaften lösen, 

umso mehr müssen Bürger die Verant-

wortung füreinander freiwillig über-

nehmen. Als Junge Liberale gehen wir 

damit das Risiko ein, staatliche Kosten 

für Pflege, Kindererziehung und ALG II 

zu erhöhen. Wir ergreifen jedoch die 

Chance, unsere Sozialgesetzgebung 

der Wirklichkeit in unserem Lande 

anzupassen und die längst vollzogen 

gesellschaftlichen Umwälzungen 

des Familienbildes endlich auch zu 

institutionalisieren. Eines wagen wir 

schon jetzt zu prophezeien: Wir wer-

den beim kommenden Kongress gute 

und ausgewogene Entscheidungen 

treffen. Wir freuen uns darauf.
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Es muss die ganz große kulturelle 

Verunsicherung gewesen sein, die 

schiere Angst vor dem bevorstehen-

den Untergang des Abendlandes, die 

einen Schweinfurter Amtsrichter im 

Mai 2009 zu einer Normenkontroll-

vorlage beim Bundesverfassungs-

gericht (BVG) verleitete. Ziel des 

halb garen Angriffs: § 9 Abs. 6 und 7 

des Lebenspartnerschaftsgesetzes 

(LpartG). Dort ist geregelt, unter wel-

chen Bedingungen homosexuelle 

Paare in Deutschland die Kinder ihres 

Lebenspartners adoptieren können. 

Für den Schweinfurter Richter stand 

sofort fest: Diese Regelung kann nur 

unvereinbar mit dem grundgesetz-

lichen Schutz der Familie sein. Auch 

wenn die Vorlage in Karlsruhe we-

nig Begeisterung auslöste und aus 

formalen und inhaltlichen Gründen 

zurückgewiesen wurde, führte sie 

doch zu einer kleinen Diskussion in 

der Öffentlichkeit darüber, ob Kin-

der bei Schwulen und Lesben nun 

wirklich gut aufgehoben seien. „Kin-

der brauchen beide Geschlechter als 

Elternteile, Homosexuelle sind auf-

grund ihres unsteten Lebenswandels 

ohnehin nicht zur Kindererziehung 

geeignet“ - so fasst zumindest das 

Bamberger Staatsinstitut für Famili-

enforschung die Vorwürfe zusammen. 

In Deutschland leben aktuell zwi-

schen 15.000 und 20.000 Kinder bei 

homosexuellen Paaren. Man muss 

sich vergegenwärtigen, dass die ge-

setzlichen Regelungen, wonach Le-

benspartner von Müttern oder Vätern, 

deren Kinder adoptieren dürfen, eine 

Situation aufgreifen, die historisch 

mehr oder weniger einmalig ist. Kin-

der leben heute bei Homosexuellen, 

weil sie in heterosexuellen Lebensge-

meinschaften gezeugt wurden, bevor 

ein Elternteil seine sexuelle Orientie-

rung entdeckt, bekannt oder zu leben 

begonnen hat. Politisch ist für diese 

Situationen weitgehend übergreifend 

anerkannt, dass Homosexuelle die 

Kinder ihrer Lebenspartner adoptie-

ren können. Seit 2005 ist das in eben 

jenem § 9 des LPartG geregelt. Sogar 

die CSU hat ihre Klage vor dem BVG 

zurückgezogen. 

 

Ob homosexuelle Lebensgemein-

schaften oder andere Verantwor-

tungsgemeinschaften, auch wenn 

keine biologische Bindung zum Kind 

vorliegt, ein Adoptionsrecht zustehen 

soll, ist dagegen eine vollkommen an-

dere Frage. Bisher sind Ehe und Einge-

tragene Lebenspartnerschaft mit ei-

nem leiblichen Elternteil die einzigen 

Möglichkeiten, gemeinsam Verant-

wortung für ein Kind zu übernehmen. 

Ansonsten dürfen nur Alleinstehende 

Kinder adoptieren. Für viele ginge 

ein volles Adoptionsrecht für andere 

Verantwortungsgemeinschaften, jen-

seits der institutionalisierten Ehe und 

der unter bestimmten Bedingungen 

„ausnahmsweise“ zur Adoption zuge-

lassenen Lebenspartnerschaft, an die 

Grundpfeiler der Elternschaft.

Aber was sind überhaupt Eltern? Was 

macht sie aus? Eltern definieren sich 

darüber, Kinder gezeugt zu haben 

(biologische Komponente) und/oder 

sie großgezogen und gebildet zu ha-

ben (soziale Komponente). Wie wich-

tig Letzteres ist, stellte übrigens auch 

das Bundesverfassungsgericht fest 

und beschreibt die identifikations-

stiftende Verbindung von Eltern und 

Kindern ganz im Sinne der JuLis als 

„sozial-familiäre Verantwortungsge-

meinschaft“. Dass die biologische Ver-

bindung des „Nachwuchses“ schön,  

aber beim besten Willen weder Ga-

rant noch Voraussetzung für eine 

„gelungene“ Kindheit ist, zeigen ver-

wahrloste Kinder genauso wie erfolg-

reiche Adoptionen. Und doch verlangt 

das gesellschaftliche Bewusstsein die 

„Abstammung“ als nur ausnahms-

weise verzichtbare Komponente von 

Elternschaft. Adoption kommt in 

Deutschland aus sozialen Erwägun-

gen, der biologischen Unmöglichkeit 

zum Kinderzeugen, den mit Schwan-

gerschaft verbundenen Unannehm-

lichkeiten und – in den meisten Fäl-

len –  als Annahme des Kindes eines 

neuen Lebenspartners vor. Trotzdem 

bleibt Adoption die Ausnahme. Das 

letztlich Widernatürliche, ein aus dem 

Konstrukt der Patenschaft ableitbares 

Hilfsgerüst, um Kinder nicht sich sel-

ber überlassen zu müssen, das nicht 

zum Regelfall werden soll.

 

Kann man so argumentieren? Können 

die besten Eltern wirklich nur Vater 

und Mutter sein? Braucht es die gene-

tische Identität, um Kinder lieben zu 

können und für sie zu sorgen? Oder 

sollte man Adoption grundsätzlich je-

der Verantwortungsgemeinschaft als 

Möglichkeit eröffnen, für Kinder Ver-

antwortung zu übernehmen? Braucht 

es die Blutsverwandtschaft oder soll-

te man nicht eher auf handfeste Kri-

terien abstellen, empirische Indizien 

dafür, wann eine Adoption gelingen 

kann und wann nicht, heranziehen? 

Das BVG stellt immerhin fest, dass der 

Abstammung vor den sozialen Kriteri-

en nicht unbedingt Vorrang gegeben 

werden muss. Und das Adoptions-

vermittlungsgesetz kennt und führt 

zu einer ganzen Reihe Mechanismen 

und Kriterien an, die die Elternfähig-

keit der Annehmenden in den Vor-

dergrund stellen: Beziehungsstabli-

tät, Ausdrucksfähigkeit, emotionale 

Offenheit; sowie einige harte Fakten: 

Alter, Altersabstand zum Kind, Vor-

Ich habe Dich gezeugt - Du bist mein!
Oder auch nicht: Adoption und Elternschaft im 21. Jahrhundert

> Berthold Haustein strafen, etc. Sie scheinen die deutlich 

höhere Aussagekraft darüber zu ha-

ben, ob eine Adoption gelingen kann 

oder nicht, als das Geschlecht und die 

rechtliche Beziehung der Eltern zuei-

nander. Daher sollte auch nur auf sie 

abgestellt werden. Wer für ein Kind 

sorgen will, der muss beweisen, dass 

er, dass sein Partner, dass seine Fa-

milie, seine Verantwortungsgemein-

schaft das kann! Heiraten, das sollte 

er dafür nicht müssen. 

Berthold Haustein (19) 

studiert Rechtswissen-

schaft in Würzburg und 

ist Mitglied im Landes-

vorstand der JuLis Bayern. Ihr er-

reicht ihn unter haustein@julis.de

Biologische Verbindung – 
Voraussetzung für eine 
„gelungene“ Kindheit?

Am 1. Januar feierte die Welt den 

Übergang in ein neues Jahrzehnt. 

Ein Ereignis, das jedes Mal mit hohen 

Erwartungen und Hoffnungen ver-

bunden ist. Doch das neue Jahrzehnt 

begann mit einer Diskussion, die be-

reits das vergangene Jahrzehnt wie 

kaum eine andere geprägt hatte: die 

Diskussion um den Schutz der Men-

schen vor den Gefahren des interna-

tionalen Terrorismus. 

Während der Weihnachtsfeiertage 

versuchte ein aus Nigeria stammen-

der Attentäter, eine Bombe an Bord 

einer gerade in Detroit gelandeten 

Maschine der North-West-Airlines zu 

zünden, und konnte nur knapp durch 

das beherzte Eingreifen anderer Pas-

sagiere daran gehindert, und festge-

nommen, werden. Sein offensichtli-

ches Ziel hatte er damit verfehlt, und 

dennoch ein weniger Offensichtliches 

erreicht: Der westlichen Welt wurde 

erneut ihre Verwundbarkeit im Kampf 

gegen den Terror vor Augen geführt. 

Gut acht Jahre nach den verheeren-

den Anschlägen des 11. September 

2001 wurden die USA beinahe wie-

der Schauplatz eines Anschlages. Wie 

nicht anders zu erwarten war, begann 

noch bevor die eigentlichen Hinter-

gründe der Tat untersucht waren, eine 

Diskussion über das Attentat und da-

rüber, was die Politik noch tun kann, 

um dergleichen in Zukunft zu verhin-

dern. Es dauerte nicht lange und eine 

Technik stand wieder zur Debatte, de-

ren Einsatz schon mehrfach von kon-

servativen Politikern gefordert wor-

den war: der Nackt- beziehungsweise 

Körperscanner. 

Doch anders, als man erwarten konn-

te, ging die Diskussion nicht in erster 

Linie von konservativen Politikern aus, 

sondern wurde durch die stellvertre-

tende Vorsitzende der FDP-Bundes-

tagsfraktion und Innenpolitikerin, Gi-

sela Piltz und den Parlamentarischen 

Geschäftsführer der FDP-Fraktion, 

Jörg van Essen, angestoßen, ein Faktor, 

der viele Liberale wütend machte. Die 

FDP verriet damit in vielen Augen ihre 

eigenen Ideale und die Zielsetzung in 

der schwarz-gelben Bundesregierung 

Die Freiheit stirbt zentimeterweise.
Wenn sich selbst Liberale bei der Diskussion um Körperscanner nicht mehr einig sind…

> Oliver Frederik Olpen
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gegen weitere Einschränkungen von 

Bürgerrechten oder sogar eine Revisi-

on bereits umgesetzter Verschärfun-

gen anzustreben. 

Im Fokus der Kritik an den Nacktscan-

nern steht vor allem der Eingriff in 

die Intimsphäre der Menschen. Die 

Geräte tasten den Menschen mit 

Terrahertzstrahlen ab und erzeugen 

eine deutliche Darstellung aller kör-

perlichen Merkmale, sodass sich das 

Bild eines nackten Menschen ergibt. 

Auch die Folgen medizinischer Ein-

griffe wie beispielsweise künstliche 

Darmausgänge werden detailliert 

dargestellt. Die Scanner stellen damit 

eine schwerwiegende Verletzung der 

Menschenwürde dar, die nicht durch 

den marginalen Gewinn an Sicherheit 

gerechtfertigt werden könnte. Zu die-

ser Einschätzung kam selbst Wolfgang 

Schäuble (CDU), der während der ers-

ten Diskussion über den Einsatz der 

Körperscanner im Jahr 2008 das Amt 

des Bundesinnenministers innehatte 

und allgemein nicht als zimperlich 

gilt, wenn es darum geht, Bürgerrech-

te einzuschränken. 

Auch die gesundheitlichen Risiken 

der von den Geräten abgegebenen 

Strahlung ist noch nicht abschließend 

untersucht. Erste kurzfristige Unter-

suchungen geben zwar keinen An-

lass zur Sorge, es fehlen jedoch noch 

Untersuchungsergebnisse über die 

langfristigen Auswirkungen auf die 

Gesundheit oder auch über mögliche 

Gefahren für Personen, die oft mit der 

Strahlung in Kontakt kommen wür-

den, wie beispielsweise Vielflieger 

oder Flugpersonal. Die Befürworter 

der Nacktscanner halten dagegen, 

dass diese seit ihrer Einführung am 

Amsterdamer Flughafen Schipol tech-

nisch maßgeblich weiterentwickelt 

wurden. Dort wurden die Scanner be-

reits seit längerer Zeit unter strengen 

Auflagen der EU-Kommission getestet. 

Diese technische Weiterentwicklung 

besteht vor allem daraus, dass intime 

Bereiche des Körpers bei neueren Mo-

dellen verpixelt werden könnten, so-

dass die untersuchte Person nur sche-

menhaft abgebildet wird. Als weitere 

Maßnahme wird vorgeschlagen, dass 

die Auswertung der Bilder an einer 

anderen Stelle erfolgen soll und der 

Untersuchte nicht direkt gesehen 

wird. Die damit geschaffene Distanz 

soll den Eingriff in die Privatsphäre 

reduzieren. 

Es ist fraglich, ob die Verpixelung 

wirklich den Eingriff in die Intimsphä-

re einschränkt. Das Bewusstsein, dass 

der ganze Körper gerade abgetastet 

wird, jedes überzählige Gramm Speck 

auf den Rippen auf einem Monitor 

sichtbar ist, erregt bei vielen Men-

schen ein Schamgefühl, welches man 

nicht unterschätzen darf. Dabei wur-

den die Erniedrigungen von Menschen, 

die bereits mit den Einschränkungen 

durch Prothesen leben müssen, noch 

gar nicht erwähnt. 

Oft fällt auch das Argument, dass ein 

Abtasten durch eine Maschine deut-

lich angenehmer und privater sei als 

das Abtasten durch Sicherheitsper-

sonal am Flughafen. Die Befürworter 

der Scanner vergessen dabei jedoch, 

dass das Abtasten durch Personal in 

den meisten Fällen nur eine Nachkon-

trolle per Hand mit einem Metallde-

tektor ist, die nicht jeden Reisenden 

pauschal trifft. Eine richtige Leibesvi-

sitation findet nur in den seltensten 

Fällen statt. 

Wichtigster Punkt der Nacktscanner-

Diskussion ist letztlich die Aufgabe 

immer mehr bürgerlicher Freiheiten 

mit dem Ziel Sicherheit zu gewin-

nen. Bereits seit den Anschlägen des 

11. September 2001 versucht man 

die Gefahren des Terrorismus durch 

immer neue Sicherheitsmaßnahmen 

und damit verbundene Freiheitsein-

schränkungen zu bekämpfen und der 

Terrorismus findet immer neue Mittel 

und Wege seine Feinde zu attackieren. 

So würde der Terrorismus einfach an-

dere Massenverkehrsmittel attackie-

ren, wenn ein Angriff auf Flugzeuge 

nicht mehr möglich ist. Dies haben 

schon die Anschläge auf Nahverkehrs-

züge in Madrid und auf Busse in Lon-

don gezeigt. Sobald dort durch immer 

neue Sicherheitsmaßnahmen keine 

Attacken mehr möglich sind, wird der 

Terrorismus sich andere vielverspre-

chende Ziele suchen. 

Die Gesellschaft muss lernen, dass 

eine allumfassende Sicherheit nicht 

erreichbar ist. Beinahe jeder Gewinn 

an Sicherheit ist ein Verlust an bür-

gerlicher Freiheit. Doch gerade die 

bürgerliche Freiheit ist es, warum die 

westliche Welt überhaupt von Terro-

risten angegriffen wird. So sorgt gera-

de der sicherheitspolitische Aktionis-

mus dafür, dass der Terrorismus sein 

Ziel erreicht: Unsere Freiheit zu be-

kämpfen. Karl-Hermann Flach verdan-

ken wir das Zitat: „Die Freiheit stirbt 

zentimeterweise.“ Die Nacktscanner-

Diskussion zeigt, dass sich selbst Libe-

rale dieser These nicht mehr in Gänze 

bewusst sind.

Oliver Olpen (21) ist 

stellvertretender Landes 

vorsitzender der Jungen 

Liberalen Niedersach-

sen. Ihr erreicht ihn unter olpen@

julis.de. 

Die zunehmende Erderwärmung 

durch Treibhausgasemissionen 

und der damit verbundene Klimawan-

del wirken sich erkenntlich auf unsere 

Erde aus. Dürren, Fluten und andere 

Umweltkatastrophen nehmen zu. Mit 

diesen Problemen verbunden, steigt 

auch die Zahl der Hungernden. Eine 

Milliarde Menschen auf dieser Welt 

müssen hungern, so viele wie noch 

niemals zuvor in der Geschichte der 

Menschheit. Ein durchschnittlicher 

Amerikaner produziert rund 20 Ton-

nen CO2 in einem Jahr, ein Deutscher 

10t und ein Afrikaner knapp eine ½t. 

Obwohl die Entwicklungsländer den 

geringsten Teil an CO2-Emissionen 

produzieren, sind sie es, die am meis-

ten an den Folgen des Klimawandels 

leiden. Inselstaaten wie Tuvalu könn-

ten in 15 bis20 Jahren schon nicht 

mehr existieren, weil der  Meeresspie-

gel das Landniveau übersteigen wird. 

Fast schon sarkastisch klingt eine 

UN-Ausstellung mit dem Titel „100 

Places to visit before 2050“. Bis zum 

Jahr 2050 werden weite Teile der Erde 

regelrecht „verschluckt“, sogar die 

Niederlande muss mit ernst zu neh-

menden Fluten rechnen. 

Zwei Drittel der Erdbevölkerung lebt 

in Küstenregionen. Wenn der Meeres-

spiegel weiterhin ansteigt, hieße das, 

dass Milliarden von Menschen um-

siedeln müssen. Im Jahr 2050 werden 

neun Milliarden Menschen auf dieser 

Welt leben. Wie können wir die zu-

künftige Weltbevölkerung ernähren, 

wenn es schon jetzt erhebliche Prob-

leme in der Nahrungs- und Trinkwas-

serversorgung gibt? 

All jene oben geschilderten Szenari-

en sind eng verbunden mit dem uns 

bekannten „Klimawandel“. Klimazo-

nen verschieben sich und Golfströme 

erstarren. Die damit verbundenen 

Katastrophen entladen sich überwie-

gend südlich des Äquators.  Aber die 

Industrieländer sind für mehr als die 

Hälfte der weltweiten Treibhausga-

semissionen verantwortlich. So kön-

nen wir als Teil dieser entwickelten 

Länder vielleicht sicher schlafen, aber 

dafür nicht mit einem reinen Gewis-

sen. Das wissen auch viele Staats- und 

Regierungschefs dieser Welt. Aus die-

sem Grund trafen sich Delegierte aus 

aller Welt im Dezember 2009 bei der 

UN-Weltklimakonferenz in Kopenha-

gen, an der auch ich als Jugenddele-

gierter teilgenommen habe. Als JuLi 

vor Ort wollte ich einen Eindruck da-

von bekommen, wie ernst die „Führer 

dieser Welt“ das Thema Klimawandel 

nehmen.

In der Presse war die Berichterstat-

tung recht einseitig. Es wurde lieber 

von Misserfolgen und Protesten be-

richtet, als vom Inhalt der Konferenz. 

War die Konferenz wirklich ein Desas-

ter, wie viele Zeitungen und Magazine 

berichteten? Sind wirklich alle Ver-

handlungen gescheitert?

Fakt ist, dass den Entwicklungslän-

dern ein Kapital von 20 Milliarden Dol-

lar bis 2012 und 100 Milliarden Dollar 

bis 2020 zugesichert worden ist. Fakt 

ist auch, dass China und  die USA ein 

großer Druck ausgeübt worden ist. 

Sie wurden von vielen Staaten zum 

Handeln aufgefordert. Beide sind die 

weltweit größten CO2-Verursacher. 

Der Druck schien sich beispielsweise 

auf die chinesische Delegation auszu-

wirken. Bei einer Pressekonferenz, an 

der ich teilgenommen habe, verkün-

dete China „große Ziele“. Die vielen 

Versprechungen, die China machte, 

haben sich sehr gut angehört. Ob 

diese Worte leere Versprechungen 

waren oder nicht, bleibt abzuwarten. 

Durchaus bin ich skeptisch, vor allem 

die mangelnde Transparenz bei chine-

sischen Entwicklungen und Innovati-

onen lässt mein Misstrauen steigen. 

Selbstverständlich hoffe ich, dass der 

von der UN ausgeübte Druck Chi-

na und auch die USA erkennen lässt, 

welch große Rolle  sie beim Thema 

Der UN-Weltklimagipfel aus den  
Perspektiven zweier Teilnehmer

Eine richtige Leibesvisitation 
findet nur in den seltensten 

Fällen statt. 

Es berichtet:
Antonin 
Salice-Stephan
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Klimaschutz spielen. Leider reicht die 

Ausübung von Druck nicht aus, um 

langfristig etwas für unser Klima zu 

tun, aber dennoch sei gesagt, dass der 

Prozess des Klimaschutzes sich in die 

richtige Richtung bewegt. Über die 

Zukunft der Erde kann nicht in zwei 

Wochen verhandelt werden. Auch 

mit 30.000 Delegierten nicht. Kopen-

hagen war der erste Anstoß, der erste 

Versuch die Staaten „wachzurütteln“. 

Es muss ein Weg für ein umweltver-

trägliches Wachstum gefunden wer-

den. Denn Staaten wie Indien, China 

oder Brasilien kann nicht einfach das 

wirtschafltiche Wachstum untersagt 

werden. Der Beginn dieses Weges 

wurde in Kopenhagen geebnet. Diplo-

maten verschiedenster Länder konn-

ten Energiekonzepte miteinander 

abgleichen und Rahmenbedingungen 

für die Zukunft schaffen. Natürlich 

berichtet die Presse nicht über jede 

kleinste Verhandlung unter den De-

legierten, dennoch fanden diese Ver-

handlungen statt. Allerdings muss ich 

zugeben, dass ich selbst eine gewisse 

Enttäuschung verspürte, als ich be-

merkte, wie schleppend die Verhand-

lungen abliefen. In diesen Momenten 

fragt man sich natürlich, ob die Regie-

rungschefs dieser Welt das Problem 

überhaupt verstanden haben. Aber 

nicht Obama, Merkel oder Sarkozy 

sind die treibhausgasproduzierenden 

Monster , sondern wir. Und mit „wir“ 

meine ich all jene konsumgesteuer-

ten Menschen, die in den Industrie-

ländern dieser Welt leben und noch 

immer nicht begriffen haben, dass der 

Klimawandel zu einem großen Teil 

von ihnen selbst abhängt. 

Als ich wieder zurück in Deutschland 

war und Mitschüler zu mir sagten, die 

Konferenz sei gescheitert, antwortete 

ich ihnen, dass die Konferenz nur ge-

scheitert sei, solange sie selbst nicht 

verstanden haben, welche Rolle sie im 

Klimawandel spielen. Schließlich ist es 

in unserer Gesellschaft verbreitet  auf 

den anderen zu zeigen“, aber selbst 

nicht bereit zu sein, sein eigenes Le-

ben geringfügig zu verändern. 

Wir JuLis sind in Kopenhagen dabei 

gewesen, um zu zeigen, dass wir uns 

ernsthaft, konstruktiv und progressiv 

mit dem Thema befassen. Dass wir den 

Klimawandel nicht unterstützen wol-

len und die Erderwärmung nicht ohne 

weiteres einfach hinnehmen, dass wir 

zukunftsorientiert und generationen-

gerecht denken. Wir werden uns auch 

weiterhin für mehr Nachhaltigkeit, 

verstärkte Förderung der regenera-

tiven Energien, den Emissionshandel 

und eine ökologische Marktwirtschaft 

einsetzen. Nur so können wir unsere 

liberale Vision einer verantwortungs-

volleren und umweltbewussteren 

Gesellschaft in die Tat umsetzen und 

langfristig etwas bewirken.

Antonin Salice-Stephan 

(19) ist Mitglied der JuLis 

Bielefeld. Ihr erreicht ihn 

unter salice.and.salice@

gmail.com

Am 19. Dezember 2009 ist der 

Weltklimagipfel in Kopenhagen 

nach zwei Wochen Verhandlungen 

über ein neues Klimaschutzabkom-

men zu Ende gegangen. Rund 1200 

offizielle Vertreter von 194 Staaten, 

darunter 119 Staats- und Regie-

rungschefs, haben bis zuletzt in-

tensiv verhandelt, aber nicht mehr 

erreicht als ein Abschlussdokument, 

das man kaum als Minimalkonsens 

bezeichnen kann. Unter den Vertre-

tern der Zivilgesellschaft in Kopen-

hagen war auch eine Delegation der 

International Federation of Liberal 

Youth (IFLRY), unseres weltweiten 

liberalen Dachverbandes mit Sitz in 

London.

Kein Zweifel: Der Klimawandel steht 

weit oben auf der globalen politischen 

Agenda. Deshalb haben der nieder-

ländische IFLRY-Präsident Bart Woord 

(damals noch Generalsekretär) und ich 

im letzten Sommer das „IFLRY Clima-

te Change Programme“ angestoßen. 

Das Ziel: die Stimme und die Aktivitä-

ten der globalen jungen Liberalen in 

der Klimapolitik zu entwickeln und zu 

verstärken, um die öffentliche Debatte 

sowie politische Entscheidungspro-

zesse zu begleiten und zu beeinflus-

sen. Das IFLRY-Klimaprogramm, das 

ständig weiterentwickelt wird, hat 

vier wesentliche Bestandteile: die Ent-

wicklung einer klimapolitischen IFLRY-

Programmatik, die Unterstützung von 

Mitgliedsorganisationen bei deren 

klimapolitischen Veranstaltungen und 

Aktivitäten, die Durchführung eigener 

klimapolitischer Veranstaltungen so-

wie die Teilnahme am offiziellen inter-

nationalen Verhandlungsprozess im 

Rahmen der UN-Klimarahmenkonven-

tion (UNFCCC). 

Ein erster Meilenstein war im letzten 

Jahr der erfolgreiche Abschluss des Ak-

kreditierungsverfahrens zur Erlangung 

des offiziellen Beobachterstatus‘ beim 

UNFCCC-Sekretariat in Bonn. Die Teil-

nahme am Kopenhagener Gipfel mit 

rund 100 jungliberalen Delegierten 

aus aller Welt stellte dann den vorläu-

figen Höhepunkt des IFLRY-Klimapro-

gramms dar. Ich glaube, dass unsere 

Teilnahme in Kopenhagen insgesamt 

ein großer Erfolg für IFLRY ist.

Ein wichtiges Ziel der „IFLRY COP 15 

Experience“ war für uns die Weiter-

bildung und Kompetenzentwicklung 

unserer Delegierten. Neben den of-

fiziellen Verhandlungen stehen auf 

UN-Klimakonferenzen jeden Tag Hun-

derte von Veranstaltungen (sogenann-

te „side events“) auf dem Programm: 

Wir sind treibhausgas
produzierende Monster!

wissenschaftliche Vorträge, Podiums-

diskussionen, Filmvorführungen und 

Pressekonferenzen  zu allen erdenkli-

chen Themen, die irgendwie mit Kli-

mapolitik zusammenhängen. Dazu 

kommen Sitzungen von Gremien und 

Arbeitsgruppen, in denen IFLRY mitar-

beitet oder die wir selbst organisieren. 

Dabei konnten unsere Delegierten ei-

gene inhaltliche Schwerpunkte setzen. 

Alle Teilnehmer kehrten so mit vertief-

ten Kenntnissen und Kompetenzen 

in ihre Heimatländer zurück, um dort 

weiter klimapolitisch innerhalb ihrer 

jeweiligen Jugendverbände und Par-

teien zu arbeiten.

Auch haben unsere Mitgliedsorganisa-

tionen in unterschiedlichem Ausmaß 

unser Angebot genutzt, in Kopenhagen 

ihre eigenen politischen Prioritäten zu 

verfolgen. So etwa unsere kanadischen 

Freunde von den Young Liberals of Ca-

nada, die mit mehr als 20 Teilnehmern 

eine der größten Gruppen innerhalb 

der IFLRY-Delegation stellten und 

durch ihre hervorragende Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit in Kanada als die 

Speerspitze der Opposition gegen die 

konservative Regierung wahrgenom-

men wurden. Der Platz reicht hier nicht 

aus, um von allen unseren vielfältigen 

IFLRY-Aktivitäten in Kopenhagen zu be-

richten. Ich bin aber davon überzeugt, 

dass die allermeisten sehr erfolgreich 

waren, und auch der gesellige Teil ist 

sicherlich nicht zu kurz gekommen.

Ein Feld, in dem wir uns in Zukunft deut-

lich verbessern wollen, ist die tatsächli-

che Beeinflussung der internationalen 

Klimapolitik. Die Weiterbildung unse-

rer Teilnehmer und die Unterstützung 

unserer Mitgliedsorganisationen bei 

der Entwicklung ihres klimapolitischen 

Profils sind wertvolle Ziele, auf deren 

Erreichen wir stolz sein können. Aber 

haben wir als IFLRY tatsächlich das of-

fizielle Verhandlungsergebnis wesent-

lich beeinflusst? Ich glaube nicht. In 

diesem Bereich wollen wir in Zukunft 

verstärkt arbeiten, denn natürlich ist 

das IFLRY-Klimaprogramm kein Selbst-

zweck – als politische Organisation 

wollen wir politische Entscheidungen 

in unserem Sinne beeinflussen. Im Be-

reich der globalen Klimapolitik bedeu-

tet das:  Ein ambitioniertes Kyotonach-

folgeabkommen mit substanziellen 

Emissionsreduktionsverpflichtungen 

sowie der Entwicklung eines effizien-

ten globalen Kohlenstoffmarktes.

Vor dem Hintergrund dieses Zieles 

muss Kopenhagen als gescheitert an-

gesehen werden. Anstatt ein rechtlich 

verbindliches Klimaschutzabkommen 

zu schließen, haben die Vertragsstaa-

ten mit der „Übereinkunft von Ko-

penhagen“ lediglich ein politisches 

Abschlussdokument „zur Kenntnis ge-

nommen“. Die Interessen der teilneh-

menden Vertragsstaaten, von denen 

wegen des Einstimmigkeitsprinzips 

faktisch jeder ein Vetorecht hat, waren 

einfach zu unterschiedlich. Man kann 

in dieser Übereinkunft einen Schritt 

in die richtige Richtung sehen. Klar ist 

aber, dass es noch ein langer Weg sein 

wird bis zum Abschluss eines umfas-

senden, ambitionierten und rechtlich 

verbindlichen Klimavertrages für die 

Zeit nach 2012, wenn das Kyotoproto-

koll ausläuft.

IFLRY möchte diesen Weg mit beglei-

ten. Auch dieses Jahr werden wir das 

IFLRY-Klimaprogramm fortsetzen. 

Unsere Hauptziele für 2010: die Wei-

terentwicklung unserer klimapoliti-

schen Beschlusslage, die Organisation 

mehrerer klimapolitischer Veranstal-

tungen und Seminare und natürlich 

die Entsendung einer Delegation zur 

nächsten und hoffentlich erfolgrei-

chen UN-Klimakonferenz Ende des 

Jahres in Mexiko. Wer mehr über das 

IFLRY-Klimaprogramm, und die Mög-

lichkeiten sich einzubringen, wissen 

will, kann sich gerne an mich unter u.g. 

E-Mail-Adresse wenden! 

Stephan Korte ist Rechts-

anwalt und Mitglied der 

JuLis Frankfurt. Für IFLRY 

ist er als Climate Change 

Programme Manager weltweit für 

die Umwelt unterwegs. Ihr erreicht 

ihn unter stephan@iflry.org.

Neuwahlen in Brandenburg
Am Samstag, den 23. Janu-

ar 2010 fand in Frankfurt 

Oder der Landeskongress 

der Brandenburger Julis 

mit den Wahlen zum neu-

en Vorstand statt. Kevin 

Lücke wurde dabei zum 

neuen Landesvorsitzenden 

gewählt. Außerdem bilden 

Max Koziolek (Program-

matik), Antonia Wünsch-

mann (Presse), Sergej Matis 

(Organisation) und Marc 

Kuß-Wiezer (Finanzen) den 

neuen Landesvorstand. Als 

Beisitzer wurden Felix Jan-

kowski, Felix Sicker, Oliver 

Höhne und Sebastian Bretag 

gewählt. Das neue Team hat 

es sich vor allem zum Ziel 

gemacht, den Landesver-

band strategisch weiterzu-

entwickeln und stärker als 

Jugendorganisation im Land 

zu positionieren. v.l.n.r.: Linda Teuteberg (MdL), Marc Kuß-Wiezer, Kevin Lücke, Max 
Koziolek, Antonia Wünschmann, Felix Sicker, Oliver Höhno, Sergej 
Matis, Felix Jankowski, Sebastian Bretag
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Es berichtet:
Stephan Korte
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Auf einen                 Kaffee mit
JOHANNES VOGEL

100 Tage an der Regierung. Was für 

eine Bilanz ziehst du für die FDP und 

wie beurteilst du den Start aus deiner 

Sicht als junger Abgeordneter?

Mit dem Regierungsprogramm, dem 

Koalitionsvertrag, kann man aus libe-

raler Sicht weiterhin sehr zufrieden 

sein. Steuervereinfachung, grundle-

gende Reform von Kranken- und Pfle-

geversicherung, Umgestaltung des 

Hartz-IV-Systems in Richtung des Li-

beralen Bürgergeldes und Umkehr in 

der Innenpolitik hin zur Rücknahme 

von bereits beschlossenen Freiheits-

einschränkungen können sich sehen 

lassen. Bisher kommt das Bild nur 

leider nicht bei den Bürgern an. Zum 

einen, weil die Koalitionspartner sich 

aufgrund unterschiedlicher Erwar-

tungshaltungen und einer manchmal 

recht nervigen CSU zu häufig streiten. 

Zum anderen haben wir Liberale einen 

ganzheitlichen Politikwechsel verspro-

chen und den sehen die Bürger leider 

noch nicht. Im Gegenteil, der politische 

Gegner schafft es leider, uns alte Diffa-

mierungen wieder anzupappen. Dazu 

haben wir durch eigene Fehler sicher 

mit beigetragen, zum Beispiel hatte 

die Frage der Hotel-Mehrwertsteuer 

im Sofortprogramm der Regierung 

– dass ja vor allem aus Entlastungen 

der Familien und des Mittelstandes 

besteht – sicher nichts verloren, egal 

wie man das inhaltlich sieht. Schuld-

zuweisungen helfen uns hier aber 

ebenso wenig weiter wie Gejammere. 

Ich denke, wir müssen nun so schnell 

wie möglich auf den verschiedenen 

Feldern liefern und so bald es geht 

konkrete Gesetzesvorhaben vorlegen. 

Ein gutes Beispiel ist hier die Einlösung 

unseres Wahlversprechens „Weg mit 

der Internetzensur“. Es ist ein großer 

Erfolg, dass wir das geschafft haben. 

Jetzt müssen wir den Grundsatz „Lö-

schen statt Sperren“ aber auch schnell 

Realität werden lassen!

Mit deiner Entscheidung in die wohl-

verdiente „Bundesvorsitzendenren-

te“ zu gehen und nicht erneut beim 

kommenden BuKo als Vorsitzender 

anzutreten, beendest Du einen span-

nenden Lebensabschnitt …

Da gibt es viele schöne Erinnerun-

gen und deshalb ist mir die Entschei-

dung nicht wieder anzutreten auch 

so schwer gefallen. Aber man soll 

aufhören, wenn es am schönsten ist. 

Ich merke einfach, dass ich der Auf-

gabe des Bundesvorsitzenden neben 

meiner neuen Verantwortung in der 

Bundestagsfraktion leider nicht mehr 

so viel Zeit widmen kann, wie die JuLis 

es brauchen und verdienen. Darüber 

hinaus ist es meines Erachtens auch 

einfach der richtige Zeitpunkt für eine 

frische Perspektive bei den JuLis, auch 

eine, die nicht so stark die Innensicht 

aus dem Bundestag hat. Das ist gute 

Tradition unseres Verbandes und auch 

diese möchte ich fortführen. Die ver-

gangenen fünf Jahre waren aber mit 

Sicherheit eine der Schönsten in mei-

nem Leben und trotz der harten Ar-

beit hat es mir unglaublich viel Spaß 

gemacht. Vor allem bin ich aber stolz 

darauf, was wir gemeinsam erreicht 

haben: Unter anderem zwei erfolgrei-

che Bundestagswahlkämpfe mit her-

vorragenden Jungwählerergebnissen, 

eine Kampagne 2009 die Maßstäbe 

gesetzt hat, 17 JuLis in der Bundestags-

fraktion, einen Verband, der organisa-

torisch nicht wiederzuerkennen und 

mit über 11.500 Mitglieder so groß ist 

wie nie zuvor in seiner bald 30-jähri-

gen Geschichte. Außerdem ein neues 

Grundsatzprogramm und das Prädi-

kat der „interessantesten politischen 

Jugendorganisation“, verliehen durch 

die Süddeutsche Zeitung. Vor allem 

aber auch unser Einfluss auf die FDP: 

Die thematische Verbreiterung der 

letzten Jahre können wir JuLis uns zu 

einem ordentlichen Teil auf die Fahne 

schreiben, angefangen mit dem Be-

schluss zur Abschaffung des Großen 

Lauschangriffs beim Bundesparteitag 

in Köln 2005 – sicher einer der schöns-

ten Momente meiner Amtszeit – und 

akribisch fortgesetzt in den Jahren 

darauf. Das Thema eines ganzheitli-

chen Liberalismus war sicher so etwas 

wie die Grundlage der letzten fünf 

Jahre und daran will ich ja auch wei-

terarbeiten. Als Sozialpolitiker in der 

Bundestagsfraktion und als Mitglied 

des FDP-Bundesvorstandes. In beiden 

Funktionen bleibe ich natürlich An-

walt der JuLis.

Neben den Neuwahlen wird beim 

kommenden BuKo der Leitantrag 

zum Kernthema „Familie“ auf dem 

Programm stehen. Was ist deiner 

Meinung nach heutzutage der Stel-

lenwert der Familie? Hort der Gebor-

genheit oder nur ein melancholisches 

Überbleibsel? 

Das Thema Familie ist hochaktuell und 

ist sogar so etwas wie die Keimzellen 

einer liberalen Gesellschaft. Jeder 

braucht etwas Persönliches, dass eben 

– wie Du richtig sagst – einen emoti-

onalen Hort der Geborgenheit bietet. 

Nur dass solche Verantwortungsge-

meinschaften heute eben zwingend 

weder die klassische Familie noch 

überhaupt eine verwandtschaftliche 

Beziehung, eine Bindung über Kinder 

oder auch nur eine sexuelle Beziehung 

sein müssen. Was genau das politisch 

heißt, wollen wir auf dem Buko in 

Bonn diskutieren. Ich halte das für ein 

absolut grundlegendes Thema, wo wir 

noch bei Weitem nicht alle Antworten 

haben – insofern freue ich mich sehr 

auf die Diskussion!
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Lieber Christian,

ich durfte mit Freude vernehmen, dass 

Du als FDP-Generalsekretär nominiert 

wurdest. Die ersten Schritte in dieser 

neuen Rolle hast Du mit Bravour ge-

meistert. Meine herzlichsten Glück-

wünsche und viel Erfolg!

Ich möchte mir aber nicht nehmen 

lassen, Dir meine Gedanken zu dieser 

neuen Herausforderung mitzugeben. 

Als „General“ wirst Du an vier Fron-

ten zu kämpfen haben: operativ in der 

täglichen Auseinandersetzung mit 

dem politischen Gegner, an der Au-

ßendarstellung der Partei und in die 

Partei hinein sowie strategisch bei der 

Erarbeitung eines neuen Grundsatz-

programms. An keiner dieser Fronten 

habe ich Zweifel, dass Du das notwen-

dige Rüstzeug mitbringst, um zu be-

stehen. Intellekt, Instinkt, Rhetorik und 

Charme zeichnen Dich aus, weshalb 

man Guido Westerwelle nur zu seiner 

Wahl beglückwünschen kann. Um auf 

lange Frist tatsächlich zählbare Erfolge 

erringen zu können, solltest Du aus 

meiner Sicht auf einige Punkte beson-

deres Augenmerk legen.

In der Außendarstellung und der Aus-

einandersetzung mit der Opposition 

sind zugespitzte Formulierungen er-

laubt und notwendig. Ich wünsche 

mir, dass Du hier Dein Gespür für den 

richtigen Einsatz von Florett und Säbel, 

von Streicheleinheiten und großem 

Kaliber behältst. Darüber hinaus hoffe 

ich aber vor allem auch, dass Du es mit 

Deiner scharfzüngigen aber fairen Art 

auch auf Bundesebene schaffst, neben 

wertvollen Beiträgen zur politischen 

Debatte einen Beitrag zur politischen 

(Diskussions-) kultur zu liefern, wie Du 

es auch in NRW geschafft hast. Bewah-

re Dir Deine Unabhängigkeit und wi-

dersetze Dich der Verlockung, Dich auf 

die einfache Rolle eines Kettenhundes 

zurückzuziehen, wie es die General-

sekretäre von CDU, CSU und SPD oft 

getan haben. „Bambi“ darf durchaus 

zeigen, dass es Zähne hat. Tollwut ist 

aber nicht erwünscht.

In die Partei hinein würde ich mir wün-

schen, dass Du Diskussionen anstößt 

anstatt diese als Bedrohung zu verste-

hen. Die FDP hat in ihrer letzten Regie-

rungszeit den Fehler gemacht, dass sie 

notwendige Debatten nicht oder zu 

spät geführt hat, was in einer elfjäh-

rigen Oppositionszeit endete. Keiner 

von uns will das noch einmal erleben. 

Deshalb gilt es, das „frische Blut“, dass 

in den letzten Jahren in die Partei ge-

flossen ist und sich auch in den Frakti-

onen auf allen Ebenen zeigt, zu nutzen 

um die Partei zukunftsfähig zu halten. 

Dafür genügt die Diskussionskultur 

der letzten Jahre nicht! Partizipations-

möglichkeiten von Nicht-Mandatsträ-

gern müssen ausgebaut werden. Dazu 

bedarf es neuer Formen von Kommu-

nikation, was auch eine Überarbeitung 

der „elde“ im Sinne einer Diskussions-

plattform beinhalten muss. Und es be-

darf einer stärker projektorientierten 

Arbeitsweise, die auch der „kreativen 

Klasse“ die Möglichkeit gibt, sich in die 

Partei einzubringen, ohne dass sie da-

für die „Ochsentour“ auf sich nehmen 

müssen. Was wir an Flexibilität und 

Innovation in der Gesellschaft einfor-

dern, muss auch innerhalb der eigenen 

Partei gelten!

Strategisch liegt die größte Herausfor-

derung in der Erarbeitung eines neuen 

Grundsatzprogramms. Die FDP hat 

2009 ein historisch gutes Ergebnis ein-

gefahren. Dabei haben aber eher ein-

zelne Punkte des Wahlprogramms und 

die Standfestigkeit der Parteispitze die 

entscheidende Rolle gespielt, und nicht 

etwa der in einem Grundsatzprogramm 

definierte Gesellschaftsentwurf. Zu-

künftige Wahlerfolge werden auch 

davon abhängen, dass man eine Vision 

anbieten kann, die den Menschen das 

Gefühl gibt, dass Sie ihre Zukunft und 

die ihrer Kinder der richtigen Partei 

anvertrauen. Die FDP hat jetzt die ein-

malige Chance, dies aus einer Position 

der Stärke heraus zu tun und ihr Re-

gierungshandeln daran auszurichten. 

Dafür kamen die exzellenten „Wiesba-

dener Grundsätze“ 1997 leider zu spät. 

Wichtig wird sein, das Verhältnis von 

Freiheit und Verantwortung neu zu 

definieren. Wenn Guido Westerwelle 

sagt, dass wir nicht „Freiheit von son-

dern in Verantwortung“ wollen, dann 

hat er Recht. Keiner sollte vom Staat 

nur als Steuerbürger verstanden wer-

den. Umgekehrt heißt das aber auch, 

dass genau diese Personen ihr Mehr an 

(finanzieller) Freiheit mit einem Mehr 

an Verantwortung an anderer Stelle 

ausgleichen müssen. Diese Diskussion 

wird sicher auch in unserer Partei hart 

geführt werden müssen. Gleichzeitig 

müssen wieder mehr Menschen in 

eine Situation gebracht werden, Ver-

antwortung übernehmen und ihre 

Freiheit auch genießen zu können. 

Bildung und Integration sind die gro-

ßen Stichworte. Du hast angekündigt, 

ein stärkeres Augenmerk auf sozial-

politische Themen legen zu wollen. 

Die FDP lässt in vielen Bereichen noch 

Antworten vermissen. Daran, dass sich 

dies ändert, wirst Du Dich messen las-

sen müssen. Die Zeit einer liberalen 

Sozialpolitik der Feigenblätter muss 

vorbei sein! Spannende Zeiten. Ich bin 

gespannt!

Liebe Grüße 

Dein Christoph

Christoph Giesa (29) ist 

Unternehmensberater 

und ist ehm. Landesvor-

sitzender der JuLis Rhein-

land-Pfalz. Ihr erreicht ihn unter 

christoph.giesa@gmail.com.
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Ein JuLi wird Generalsekretär – 
ein offener Brief an Christian Lindner

In der kommenden Ausgabe werdet ihr die Antwort Christian Lindners finden.

Der Bundesvorsitzende blickt auf seine Amtszeit und auf 100 Tage schwarz-gelbe Regierung zurück.




